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0. Vorwort

1. Die Monopolkommission hatte im Jahr 2020 nach § 44 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschrankungen (GWB) vor der 10. GWB-Novelle den Auftrag, alle zwei Jahre den Stand und die Entwicklung
der Unternehmenskonzentration sowie die Praxis der Fusionskontrolle und der Missbrauchsaufsicht {iber markt-
beherrschende Unternehmen zu begutachten und zu aktuellen wettbewerbspolitischen Fragen Stellung zu nehmen.
Sie legte das XXIII. Hauptgutachten am 29. Juli 2020 vor. Mit der 10. GWB-Novelle (GWB-Digitalisierungsge-
setz), die am 19. Januar 2021 in Kraft getreten ist, wurde der Auftrag der Monopolkommission durch den Gesetz-
geber gedndert. Der Auftrag der Monopolkommission ist nun, den Stand und die absehbare Entwicklung der Un-
ternehmenskonzentration in Deutschland zu beurteilen, die Anwendung der wettbewerblichen Vorschriften an-
hand abgeschlossener Verfahren zu wiirdigen sowie zu sonstigen aktuellen wettbewerbspolitischen Fragen Stel-
lung zu nehmen. Die Bundesregierung dankt der Monopolkommission fiir die Vorlage des XXIII. Hauptgutach-
tens unter dem Titel "Wettbewerb 2020". Sie hat das XXIII. Hauptgutachten dem Deutschen Bundestag (Druck-
sache 19/21540) und dem Bundesrat (Drucksache 425/20) unverziiglich zugeleitet und legt nunmehr ihre Stel-
lungnahme dazu vor. Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz hat die Stellungnahmen der be-
troffenen Wirtschaftsverbédnde und Gewerkschaften zum XXIII. Hauptgutachten eingeholt.

L. Aktuelle Probleme der Wettbewerbspolitik
A. Wettbewerb in der Corona-Krise

2. Seit dem Friihjahr 2020 wurde die Wirtschafts- und damit auch die Wettbewerbspolitik der Bundesregie-
rung stark durch die Corona-Pandemie bestimmt. Um die wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie zu be-
grenzen, hat die Bundesregierung zahlreiche Mafinahmen ergriffen. Die Bundesregierung hat bei deren Konzipie-
rung, der Auswahl an Instrumenten sowie der Entscheidung tiber die Gewéhrung auch sorgfiltig Wettbewerbsas-
pekte beriicksichtigt. Die beihilferechtlichen Vorgaben der Europdischen Kommission wurden erfiillt. Die Bun-
desregierung ist sich bewusst, dass der staatliche Einfluss in Unternehmen bei Verbesserung der gesamtwirtschaft-
lichen Lage zuriickgefahren werden muss. So sieht der Wirtschaftsstabilisierungsfonds (WSF) beispielsweise vor,
dass durch Bedingungen und Auflagen Anreize gesetzt werden, eine ziigige Beendigung der Stabilisierungsmal-
nahmen des Staates sicherzustellen.

3. Mit dem WSF hat die Bundesregierung einen Beitrag zur Stabilisierung der Wirtschaft in Folge der Corona-
Pandemie geleistet. Er stellt Unternehmen der Realwirtschaft (ausgenommen: Finanzsektor) brancheniibergrei-
fend Hilfen zur Stirkung ihrer Kapitalbasis und zur Uberwindung von Liquidititsengpéssen bereit. Er hat ein
Gesamtvolumen von bis zu 250 Milliarden Euro (zuvor 600 Milliarden Euro; davon unverdndert 100 Milliar-
den Euro zur Refinanzierung der KfW-Sonderprogramme). Die WSF-Instrumente greifen, wenn keine anderen
wirtschaftlich tragfahigen Finanzierungsmoglichkeiten bestehen. Die Instrumente des WSF, die Gewahrleistun-
gen fiir verschiedene Fremdkapitalinstrumente sowie Rekapitalisierungen mittels eines breiten Spektrums an Ei-
genkapital- oder hybriden Finanzierungsinstrumenten umfassen, werden zu marktgerechten Konditionen unter
Einhaltung der einschldgigen EU-beihilferechtlichen Vorgaben angeboten. Welches Instrument zur Stabilisierung
durch den WSF Anwendung findet, wird im Einzelfall gepriift. Echte staatliche Beteiligungen spielen dabei bisher
nur eine untergeordnete Rolle. Lediglich an der Deutschen Lufthansa AG hélt der WSF rund 14,09 Prozent
(168 Mio. Aktien, Stand Januar 2022). Der Grofteil der WSF-Stabilisierungsmalnahmen sind hybride Finanzin-
strumente wie stille Beteiligungen oder Nachrangdarlehen.

4. Im Falle von staatlichen Beteiligungen an Unternehmen betont die Monopolkommission, dass es in Anbe-
tracht der wettbewerbsverzerrenden Wirkungen wichtig sei, dass diese wieder aufgeldst werden. Vor diesem Hin-
tergrund begriifit sie es ausdriicklich, dass die Europdische Kommission bei ihren Regeln fiir staatliche Beteili-
gungen wihrend der Corona-Krise ein obligatorisches Ausstiegsszenario vorgesehen hat —auch wenn dieses mog-
licherweise mit einem finanziellen Verlust fiir die 6ffentliche Hand einhergeht. Im Einklang mit dem Befristeten
Rahmen fiir staatliche Beihilfen der Europdischen Kommission werden die Stabilisierungsmafinahmen des WSF
stets so ausgestaltet, dass sie Anreize und Vorgaben fiir eine ziigige Beendigung enthalten. Rekapitalisierungs-
mafinahmen sollen grundsdtzlich binnen sechs Jahren beendet werden.

5. Um Wettbewerbsverzerrungen auf den Markten, auf denen eine Gesellschaft titig ist, zu vermeiden, hat
der WSF mit der Deutschen Lufthansa AG entsprechende Vereinbarungen getroffen. Die Bundesregierung hat
sich dafiir eingesetzt, dass die durch die Européische Kommission von der Deutschen Lufthansa AG geforderten
Wettbewerbszusagen angemessen ausfallen. Im Zuge der Verhandlungen konnte ein guter Kompromiss gefunden
werden, der allen Interessen gerecht wird.
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6. Die konkreten Konditionen der Stabilisierungsmafinahmen unterscheiden sich von Fall zu Fall. Die einzige
offene Beteiligung hat der WSF bisher bei der Deutschen Lufthansa AG erworben (siehe Rn. 3). Der WSF ver-
pflichtete sich, die komplette Aktienbeteiligung spétestens 24 Monate nach Abschluss der im Herbst 2021 durch-
gefiihrten Kapitalerh6hung zu verduBlern, sofern das Unternehmen die Stille Einlage I und die Stille Einlage 11
wie beabsichtigt zuriickgezahlt hat. Die Riickzahlung der beiden Stillen Einlagen ist im Oktober und Novem-
ber 2021 erfolgt. Die verbleibende Beteiligung des WSF soll bis spitestens Oktober 2023 verduBert werden.

7. Die Monopolkommission ist der Auffassung, dass nicht jede HilfsmaBBnahme, die die Beihilfekontrolle der
Europdischen Kommission passieren konnte, wettbewerbsneutral ist. Sie ist der Meinung, dass die Unterstiitzung
des Bundes in Form einer Eigenkapitalerhohung bei der Deutschen Bahn AG auch zu Wettbewerbsverzerrungen
zulasten der Wettbewerber im Bahnverkehr fithren kann. So kénne aus Sicht der Monopolkommission der noch
gering ausgeprigte Wettbewerb im Nah-, Fern- und Giterverkehr darunter leiden, wenn die Deutsche Bahn AG
die Mittel dafiir nutzen wiirde, ihre Position als Transportunternehmen auszubauen. Die Bundesregierung teilt die
Auffassung der Monopolkommission, dass der Wettbewerb im Schienenverkehr in Deutschland gering ausgeprégt
sei, nur teilweise. Sowohl im Schienenpersonennahverkehr als auch im Giiterverkehr ist eine Tendenz zu mehr
Wettbewerb festzustellen. Im Schienenpersonenfernverkehr besteht allerdings noch Nachholbedarf. Dies zeigt
auch die ,,Marktuntersuchung Eisenbahnen 2019 der Bundesnetzagentur.! Demnach betrugen 2018 die Markt-
anteile der Wettbewerber der Deutschen Bahn AG gemessen an der Verkehrsleistung im Schienengiiterverkehr
51 Prozent, im Schienenpersonennahverkehr 26 Prozent und im Schienenpersonenfernverkehr knapp tiber 1 Pro-
zent. Als wesentliche Ursache fiir den bislang nur geringen Wettbewerb im Schienenpersonenfernverkehr gelten
die hohen erforderlichen Investitionen in geeignete Fahrzeuge. Vor diesem Hintergrund hat die Bundesregierung
im intensiven Austausch mit der Europdischen Kommission eine Bausteinldsung fiir den von der Pandemie be-
sonders betroffenen Eisenbahnsektor entwickelt, die sowohl die Branche insgesamt als auch die Deutsche
Bahn AG in den Blick nimmt. Das Unterstiitzungspaket des Bundes besteht im Einzelnen aus einer befristeten
Forderung der Trassenentgelte im Schienenpersonenfernverkehr, einer befristeten Anhebung der bestehenden
Trassenentgeltforderung im Schienengiiterverkehr, einer Kompensation des pandemiebedingten Dividendenaus-
falls der Deutschen Bahn AG zur ungeminderten Aufrechterhaltung der in der Leistungs- und Finanzierungsver-
einbarung III fiir die Infrastruktur vorgesehenen Investitionslinie sowie einer Eigenkapitalerh6hung der Deut-
schen Bahn AG zum Schadensausgleich. Beim Ausgleich der infolge der Corona-Pandemie bei der Deutsche
Bahn AG entstandenen Schiiden darf es keine Uberkompensation geben. Daher muss die Deutsche Bahn AG die
Schéden nachvollziehbar darlegen und gutachterlich nachweisen. Dies verlangen der Eigentiimer Bund, der Haus-
haltsgesetzgeber und die Europdische Kommission im Rahmen des beihilferechtlichen Genehmigungsverfahrens.

8. Die Corona-Pandemie hat den Digitalisierungsprozessen in Wirtschaft und Gesellschaft einen starken
Schub gegeben. Die Monopolkommission dufert in threm Hauptgutachten die Befiirchtung, dass in Folge dessen
die Marktmacht von groflen Digitalunternehmen noch zunehmen wird. Mit der 10. Novellierung des Gesetzes
gegen Wettbewerbsbeschrankungen (GWB-Digitalisierungsgesetz), die zum 19. Januar 2021 in Kraft getreten ist,
wird das Wettbewerbsrecht fokussierter, proaktiver und digitaler gestaltet. Weitere Ausfithrungen zum Thema
Plattformunternehmen finden sich im folgenden Unterkapitel 1.B.

B. Missbrauchsaufsicht in der Plattformwirtschaft

9. Die Bundesregierung sieht wie die Monopolkommission den Bedarf, dass die wettbewerbsrechtlichen Re-
gelungen so angepasst werden, dass Marktmachtmissbrauche von Plattformunternehmen effektiv und schnell ge-
ahndet werden kdnnen. Um die — auch von der Monopolkommission dargestellten — marktmachtbezogenen Wett-
bewerbsprobleme wie das ,,Kippen* (tipping) von Mirkten und die Schaffung von Okosystemen zu adressieren,
hat die Bundesregierung im Rahmen des GWB-Digitalisierungsgesetzes dem Gesetzgeber entsprechende Ande-
rungen vorgeschlagen. Das novellierte Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen (GWB) enthélt unter anderem
auch eine neue Regelung zur Missbrauchsaufsicht iiber marktméchtige Digitalunternehmen mit einer {iberragen-
den marktiibergreifenden Bedeutung fiir den Wettbewerb. Seit Inkrafttreten des Gesetzes hat das Bundeskartell-
amt bereits vier Verfahren auf der Grundlage des § 19a GWB gegen grofle Digitalunternehmen eingeleitet. In
§ 20 GWB wurde die Aufsicht zur Verhinderung missbrauchlicher Verhaltensweisen unterhalb der Marktbeherr-
schung strenger gefasst (§ 20 Absdtze 1, 1a und 3a GWB) und fiir bestimmte Fallkonstellationen (§ 19 Ab-
satz 2 Nummer. 4, § 20 Absatz 1a Satz 2 GWB) ein Anspruch auf Datenzugang geregelt.

' https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sachgebiete/Eisenbahn/Unternehmen_Institutionen/Veroeffentlichun-

gen/Marktuntersuchungen/MarktuntersuchungEisenbahnen/MarktuntersuchungEisenbahn2019.pdf?  blob=publicationFile&v=2
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10. Da sich die Marktstellung groBer Plattformunternehmen nach einem ,,Kippen“ des Marktes oder infolge
der Ausbildung von Okosystemen dauerhaft verfestigen kann, spricht sich die Monopolkommission auf europii-
scher Ebene fiir eine neu zu erlassende Plattformverordnung aus, die Verhaltensregeln (unter anderem Selbstbe-
glinstigungsverbot, datenschutzkompatible Interoperabilitéts- und Portabilititsverpflichtungen, Abstellungsrege-
lungen fiir Marktmachtmissbrduche mit dauerhaften Auswirkungen auf die Marktstruktur) fiir beherrschende
Plattformen enthalten soll. Die Européische Kommission hat mit dem im Dezember 2020 vorgelegten Vorschlag
fiir ein Gesetz liber digitale Méarkte (Digital Markets Act, DMA) einen eigenen Vorschlag vorgelegt, der Fairness
und Bestreitbarkeit auf digitalen Méarkten im Binnenmarkt sicherstellen soll. Die Verordnung richtet sich an einige
grofle Digitalunternehmen (gatekeeper), die sogenannte zentrale Plattformdienste anbieten. Fiir diese wird eine
Liste mit konkreten und unmittelbar anwendbaren Verhaltenspflichten, wie unter anderem einem Selbstbegiinsti-
gungsverbot, vorgesehen. Auch Interoperabilititsverpflichtungen werden diskutiert. Die Bundesregierung be-
griifit die Initiative der Europédischen Kommission ausdriicklich und bringt sich aktiv in die dynamischen Ver-
handlungen ein. Am 25. November 2021 hat der Rat der Europiischen Union seinen Standpunkt (,,Allgemeine
Ausrichtung) zum DMA festgelegt. Das Européische Parlament hat am 15. Dezember 2021 iiber den DMA ab-
gestimmt, so dass im ersten Halbjahr 2022 die Trilog-Verhandlungen beginnen.

11. Da die Gatekeeper die Umsetzung der Verhaltenspflichten darlegen miissen, adressiert die Verordnung
teilweise auch die von der Monopolkommission in ihrem Gutachten angesprochenen, informationsbezogenen
Probleme (insbesondere das Informationsgefille zwischen Plattformunternehmen und ermittelnden Behorden) auf
Plattformmarkten, die einen effektiven Wettbewerbsschutz praktisch erschweren konnen.

12.  Hinsichtlich des Verhéltnisses zwischen Handlern und Verbrauchern auf Online-Marktpldtzen hilt die
Bundesregierung wie die Monopolkommission im wettbewerbsrechtlichen Kontext eine weitere Priifung mogli-
cher Risiken einer automatisierten Preissetzung von Online-Héndlern unter Einsatz von Preisalgorithmen fiir wiin-
schenswert. Dies konnte zur Klarung beitragen, ob Algorithmen zu Wettbewerbsproblemen beitragen. Bisher gilt
ab 28. Mai 2022 in Umsetzung der EU-Richtlinie 2019/2161 zur Modernisierung der Verbraucherschutzvorschrif-
ten (sog. ,,Omnibus‘“-Richtlinie) lediglich, dass die Unternehmer die Verbraucher dariiber informieren miissen,
wenn sie den Preis des konkreten Angebots auf der Grundlage einer automatisierten Entscheidungsfindung per-
sonalisiert haben (das ,,Ob®).

C. Effiziente Struktur des deutschen Krankenhaussektors

13.  Die Feststellungen der Monopolkommission zum Spannungsfeld zwischen dem Erfordernis eines wirksa-
men Qualitdtswettbewerbs zwischen den Krankenhdusern einerseits und qualitéts- und effizienzsteigernden Ef-
fekten von Krankenhauszusammenschliissen andererseits werden vonseiten der Bundesregierung geteilt. Insbe-
sondere ist auch die Bundesregierung der Auffassung, dass eine pauschale Bereichsausnahme fiir Zusammen-
schliisse von Krankenhdusern nicht zu einer Verbesserung der Versorgung fiihrt. Im GWB-Digitalisierungsgesetz
ist daher nur eine zeitliche befristete Herausnahme von Krankenhauszusammenschliissen vorgesehen, die eine
Forderung tliber den Krankenhausstrukturfonds erhalten. Dies soll dem Ziel dienen, einerseits eine fusionsrechtli-
che Priifung von Krankenhauszusammenschliissen weiterhin zu ermdglichen, andererseits aber solchen Zusam-
menschliissen, die der Gesetzgeber fiir gesundheitspolitisch besonders wiinschenswert und férderungswiirdig er-
achtet, eine voriibergehende Planungssicherheit zur Umsetzung zu gewéhren. Die Auswirkungen dieser Regelung
werden einer Evaluation unterzogen.

14. Die Monopolkommission diskutiert einen (mdglichen) Zusammenhang zwischen medizinischer Versor-
gungsqualitdt und der Vielzahl , kleiner und kaum spezialisierter Krankenhduser* (Rn. 137 des XXIII. Hauptgut-
achtens). So wiirden beispielsweise viele kleinere Krankenhéduser nur geringe Fallzahlen in der Behandlung von
Krankheitsbildern aufweisen und seien zudem in der Regel schlechter mit medizinisch-technischen Grof3geriten,
zum Beispiel Computer-Tomographen (CT) oder Herz-Lungen-Maschinen, ausgestattet. Diese Analyse teilt die
Bundesregierung. Sie findet sich auch in einer Vielzahl anderer Analysen zum Krankenhaussektor. Ziel der Bun-
desregierung ist es daher, die stationdren Versorgungsstrukturen an den tatséchlichen Versorgungsbedarf anzu-
passen. Diesem Ziel dient insbesondere der Krankenhausstrukturfonds, aus dessen Mitteln SchlieBungen, Kon-
zentrationen und Umwandlungen akutstationdrer Versorgungskapazititen gefordert werden konnen.

15. Die Monopolkommission diskutiert im Weiteren, ob im Krankenhausbereich Bedingungen vorliegen, die
in den Fusionskontrollregeln nicht angelegt sind oder in der praktischen Anwendung nicht hinreichend Beriick-
sichtigung finden. Dabei geht die Monopolkommission detailliert auf die Vorgehensweise des Bundeskartellam-
tes in solchen Féllen ein. Aus Sicht der Bundesregierung ist die materielle fusionskontrollrechtliche Priifung hin-
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reichend flexibel, um den Besonderheiten des Krankenhausbereichs und moglichen Qualititsvorteilen durch Kon-
solidierung oder Spezialisierung Rechnung zu tragen. Das Bundeskartellamt entwickelt seine Einzelfallpraxis in
diesem Bereich fortlaufend weiter.

16. Die Monopolkommission beurteilt das Verfahren des Bundeskartellamtes zur Marktabgrenzung als grund-
sdtzlich ,,ausgereift®. Erkenntnisse aus der ,,Sektoruntersuchung Akutkrankenhéuser* des Bundeskartellamtes ha-
ben ergeben, dass Patienten ein Krankenhaus weit iiberwiegend mit der Empfehlung eines niedergelassenen Arz-
tes aufsuchen. Auch richtet sich die Informationstétigkeit der Krankenhduser ganz {iberwiegend an niedergelas-
sene Arzte. Dies zeigt, dass auch die Krankenhaustriiger selbst die Arzte als Entscheider wahrnehmen. Die von
der Monopolkommission stattdessen empfohlene Verbraucher- bzw. Patientenbefragung wire demgegeniiber mit
erheblichen praktischen und datenschutzrechtlichen Schwierigkeiten verbunden, und zwar ohne, dass angesichts
der Bedeutung der Einweiser-Empfehlung generell von valideren Erkenntnissen ausgegangen werden kann. An-
ders als die Monopolkommission anmerkt, ermittelt bzw. prognostiziert das Bundeskartellamt im Rahmen der
Priifung der wettbewerblichen Auswirkungen des Zusammenschlusses bereits Verdnderungen der Versorgungs-
situation durch den Zusammenschluss und etwaige damit verbundene Verdnderungen der Patientenstrome.

17. Die Bundesregierung begriifit die Darstellung der Monopolkommission, wonach durch die Zusammen-
schlussbeteiligten vorgetragene Effizienzen (in Form von durch Synergien ausgeloste Verbesserungen der Quali-
tit und Versorgungssicherheit) im Rahmen der jeweiligen Einzelfallpriifung durch das Bundeskartellamt stets
gepriift werden. Soweit die Monopolkommission die Einholung von Sachverstdndigengutachten zur Beurteilung
von synergiebedingten Qualititseffekten eines Zusammenschlusses anregt, ist darauf hinzuweisen, dass der Sach-
verstindige grundsétzlich vor denselben Schwierigkeiten stiinde wie die Beteiligten (und die von ihnen beauf-
tragten Gutachter) und dass das Bundeskartellamt, die jeweiligen Qualitéitsvorteile zu identifizieren und gegebe-
nenfalls zu quantifizieren und zu gewichten hétte. Anders als das Bundeskartellamt hat der Sachverstéindige je-
doch keine Ermittlungsbefugnisse und kennt gegebenenfalls die kartellrechtlichen Rahmenbedingungen nicht.
Erschwerend kommt hinzu, dass die Zeit fiir die fusionskontrollrechtliche Priifung eng bemessen ist. Die von der
Monopolkommission vorgeschlagene gesetzliche Pflicht, im Rahmen der Effizienzpriifung Auswirkungen auf
rein gesundheitspolitische Ziele zu beriicksichtigen, stellte eine Abweichung vom europiischen Recht dar. Fiir
die Verfolgung der ,,Versorgungssicherungsziele der zustindigen Landesbehorden® sind zudem bereits eben jene
zustindig und verfiigen {iber ihnen hierfiir zugewiesenen Instrumente. Unklar wire weiterhin, wie eine Abwégung
zwischen wettbewerblichen und sonstigen Wirkungen seitens des Bundeskartellamts erfolgen sollte, damit diese
einer etwaigen gerichtlichen Uberpriifung standhilt.

Il Stand und Entwicklung der Unternehmenskonzentration in Deutschland

18.  Aus § 44 Absatz 1 Satz 1 GWB ergibt sich der Auftrag der Monopolkommission, den Stand und die ab-
sehbare Entwicklung der Unternehmenskonzentration in der Bundesrepublik Deutschland darzustellen. Im Rah-
men dieser Berichterstattung befasst sich die Monopolkommission im XXIII. Hauptgutachten — ankniipfend an
die Analysen im vorhergehenden Hauptgutachten — zudem mit der Entwicklung sektoriibergreifender Markt-
machtindikatoren. Die Entwicklung der Unternehmenskonzentration in Europa und Nordamerika ist ein wirt-
schaftspolitisches Thema, welches zunehmend Beachtung erfahrt. So stellt sich aufbauend auf die Analyse der
Konzentrationsentwicklung auch die Frage, welche Effekte diese auf die Produktivitdt und Innovationsstérke der
Volkswirtschaft hat. Mit Blick auf die wirtschaftliche Erholung nach der Corona-Pandemie kommt dieser Frage
eine hohe Bedeutung zu. Die Bundesregierung dankt der Monopolkommission vor diesem Hintergrund fiir ihre
Analysen und hat die Ergebnisse mit groBem Interesse zur Kenntnis genommen.

A. Stand und Entwicklung der aggregierten Unternehmenskonzentration

19. Die Monopolkommission analysiert die Unternehmenskonzentration in Deutschland aus einer gesamtge-
sellschaftlichen Perspektive. Einleitend erldutert die Monopolkommission, aus welchen Griinden eine aggregierte
Betrachtung auf Basis der inldndischen Wertschopfung weiterhin relevant sei. Die Bundesregierung stimmt dieser
Argumentation zu und sieht darin weiterhin einen wichtigen Teil der Beobachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung und der Analyse wirtschaftlicher Macht.

20. Die Monopolkommission ermittelt auf der Grundlage des Anteils der inlindischen Wertschdpfung eines
Unternehmens an der gesamtwirtschaftlichen Wertschopfung die 100 gréften Unternehmen in Deutschland (,,100
Grofiten; Rn. 186 ff. des XXIII. Hauptgutachtens). Wie bereits in vorhergehenden Hauptgutachten der Mono-
polkommission stammen die drei grofiten Unternehmen auch im Berichtsjahr 2018 (XXIII. Hauptgutachten) wei-
terhin aus der Automobilbranche und haben ihre Platzierungen beibehalten (1. Volkswagen AG, 2. Daimler AG
sowie 3. Bayerische Motoren Werke AG). Als erste Verdnderung gegeniiber dem XXII. Hauptgutachten findet
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sich die Deutsche Bahn AG auf Platz 4. Das hochstplatzierte neue Unternehmen stellt auf Platz 22 die E.ON SE
dar. Zusammen mit EnBW, RWE und Vattenfall war das Unternehmen im Berichtsjahr 2016 aus dem Kreis der
,100 Groften ausgeschieden, da die erheblichen Umstrukturierungsprozesse infolge der Energiewende zu Wert-
berichtigungen gefiihrt und sich negativ auf die operativen Ergebnisse und damit letztlich auch auf die Wertschop-
fung ausgewirkt hatten.

21.  Der Anteil der ,,100 Grofiten an der gesamtwirtschaftlichen Wertschopfung liegt derzeit bei 14,8 Prozent
(-0,1 Prozentpunkte im Vergleich zum Berichtsjahr 2016) und ist seit dem Jahr 2000 fast durchgehend gesunken
(Rn. 193 des XXIII. Hauptgutachtens). Der Anteil der 25 grofiten Unternehmen in Deutschland an der Wertschop-
fung der ,,100 Groften* sank laut Monopolkommission leicht von 66,22 auf 64,98 Prozent. Die Monopolkom-
mission bewertet die Entwicklung der aggregierten Unternehmenskonzentration im Berichtsjahr aus wettbewerbs-
und gesellschaftspolitischer Sicht insofern positiv. Die Bundesregierung schlief3t sich dieser Einschétzung an.

22.  Die Monopolkommission analysiert im Folgenden die Kapitalverflechtungen der ,,100 Gréfiten®. Hier zeigt
sich ein differenziertes Bild. Die Zahl der Unternehmen aus dem Kreis der ,,100 Grofiten, die Anteile eines
anderen Unternehmens der ,,100 GroBten* hielten, sank von neun auf acht Félle. Andere wichtige Kennzahlen,
wie die Anzahl an Beteiligungsféllen (d. h. Unternehmensverbindungen iiber Kapitalbeteiligungen insgesamt)
sowie die Anzahl an Beteiligungsunternehmen (d. h. die Anzahl an Unternehmen, an denen mindestens ein Un-
ternehmen aus dem Kreis der ,,100 Grofiten* zu iiber 1 Prozent beteiligt ist) sind im Berichtsjahr 2018 jedoch
angestiegen, nachdem seit dem Jahr 2012 eine riickldufige Entwicklung zu beobachten war. Auch die direkten
Kapitalverflechtungen (Anteil am Gesamtkapital der ,,100 GroBten®) sind von 1,53 Prozent im vorhergehenden
Berichtszeitraum auf 1,85 Prozent in 2018 gestiegen.

23. Dem Anteil indirekter Kapitalverflechtungen (Beteiligungen institutioneller Investoren vor allem aus dem
Ausland an mehreren Unternehmen) und den Auswirkungen auf die Wettbewerbsintensitidt wurde in den letzten
Jahren eine steigende Aufmerksamkeit zuteil. Die Bundesregierung nimmt dieses Thema ernst und verfolgt den
Stand der wirtschaftswissenschaftlichen Forschung zur Entwicklung indirekter Verflechtungen sowie deren ge-
samtwirtschaftliche Effekte. Aus diesem Grund dankt die Bundesregierung der Monopolkommission, dass sie —
nachdem indirekte Beteiligungen in beiden vorhergehenden Hauptgutachten intensiv behandelt wurden — auch
mit dem XXIII. Hauptgutachten das Thema weiterverfolgt. So sank der Anteil institutioneller Investoren aus dem
Ausland am Gesamtkapital der ,,100 GroBten” von 7,06 auf 6,7 Prozent. Die kumulierten Anteile, die diese In-
vestoren an einzelnen Unternehmen aus dem Kreis der ,,100 GroBten halten, sind jedoch teilweise deutlich hdher
und iiberschreiten in einigen Féllen 10 Prozent, in zwei Féllen sogar 20 Prozent. Mit etwa 91 Prozent wird aller-
dings der iiberwiegende Anteil des Kapitals der ,,100 GroBten™ von Anteilseignern gehalten, die lediglich an ei-
nem Unternehmen aus dem Kreis der ,,100 GrofBiten beteiligt sind, sodass iiber diese Investoren keine indirekten
Kapitalverflechtungen zwischen den ,,100 GroBten* bestehen. Aus Sicht der Bundesregierung geben die Ergeb-
nisse aus dem Berichtsjahr 2018 Anlass, das Thema weiter mit besonderer Aufmerksamkeit zu verfolgen. Insbe-
sondere bedarf es weiterer Erkenntnisse, inwiefern indirekte Kapitalverflechtungen zu einem nachlassenden Wett-
bewerbsdruck auf einzelnen Markten fiihren konnten.

B. Entwicklung sektoriibergreifender Marktmachtindikatoren

24.  Erginzend zur oben dargestellten Konzentrationsberichterstattung untersucht die Monopolkommission die
Entwicklung weiterer Marktmachtindikatoren (in Form von konzentrationsstatistischen Kennzahlen und unter-
nehmensspezifischen Preisaufschliagen) in Deutschland und Europa.

25. Als einen Indikator verwendet die Monopolkommission die Umsatzkonzentration (unter Riickgriff auf
Herfindahl-Hirschman-Indizes (HHI) von 2007 bis 2017) in Wirtschaftszweigen (jeweils gruppiert nach 4-Stellen
der Wirtschaftszweigklassifikation der amtlichen Statistik), weist dabei jedoch auch darauf hin, dass diese Wirt-
schaftszweige nicht mit abgegrenzten relevanten Mérkten im Rahmen wettbewerbspolitischer Analysen verwech-
selt werden diirfen. Aus diesem Grund kdnnen die Resultate lediglich als allgemeine Richtungsaussage interpre-
tiert werden. Dennoch stellt die seitens der Monopolkommission ermittelte und seit 2015 durchschnittlich leicht
(unter anderem im Dienstleistungsbereich und im Baugewerbe sogar deutlich) angestiegene Konzentrationsent-
wicklung (Rn. 265 ff. des XXIII. Hauptgutachtens) aus Sicht der Bundesregierung weiterhin eine niitzliche Infor-
mation dar, die im Rahmen der wirtschaftspolitischen Ausrichtung Beachtung findet.

26. Besonders begriifit die Bundesregierung, dass sich die Monopolkommission mit den moglichen Auswir-
kungen der Corona-Krise auf die Unternehmenskonzentration befasst hat (Rn. 270 ff. des XXIII. Hauptgutach-
tens). Die Monopolkommission geht von einem gestiegenen Insolvenzrisiko, einer Zunahme der Fusionskon-
trollanmeldungen sowie von Effekten auf Unternehmensgriindungen aus. Anhand von Analysen auf Basis der
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Erfahrungen aus der Finanzkrise prognostiziert die Monopolkommission, inwiefern auch in der Corona-Krise
stark betroffene Wirtschaftszweige eine veridnderte Unternehmenskonzentration aufweisen werden. Die Mono-
polkommission schétzt entsprechend, dass die Unternehmenskonzentration in konjunkturell stark betroffenen
Wirtschaftszweigen um durchschnittlich 10 Prozent héher liegen wird als dies ohne die Corona-Pandemie der Fall
gewesen wire. Die Bundesregierung dankt der Monopolkommission fiir [hre Analyse. Zur besseren Einordnung
hebt die Bundesregierung aber — ebenso wie die Monopolkommission auch — hervor, dass die Vergleichbarkeit
der Finanzkrise mit der Corona-Pandemie nicht uneingeschrinkt gegeben ist sowie eine zunehmende Unterneh-
menskonzentration unterschiedlich auf die tatsdchliche Wettbewerbssituation auf Mérkten wirken kann. Zudem
ist anzumerken, dass sich die Erwartungen beziiglich gestiegener Insolvenzen im Zuge der Corona-Pandemie
bisher nicht bewahrheitet haben, unter anderem aufgrund der umfangreichen Corona-Hilfsmafinahmen der Bun-
desregierung und der vorriibergehenden Aussetzung der Insolvenzantragspflicht.

27.  Zur Analyse der Marktmacht in Deutschland verwendet die Monopolkommission wie auch in den Vorjah-
ren Preisaufschldge als einen weiteren Indikator. Entsprechend der 6konomischen Theorie wird dabei angenom-
men, dass ein Unternehmen mit zunehmender Marktmacht seine Produktpreise immer weiter {iber die jeweiligen
Grenzkosten anhebt. Fiir das XXIII. Hauptgutachten wurden Mikrodaten der amtlichen Statistik verwendet (amt-
liches Firmendatenpanel AFiD). Die Bundesregierung begriifit dies, ebenso die ausfiihrliche Einordnung der Da-
tenqualitdt und den kritischen Vergleich zu anderen, insbesondere privaten Datensitzen. Die Ergebnisse deuten
darauf hin, dass die aggregierten Preisaufschlige von Industrie und im Dienstleistungsbereich gegenldufige
Trends aufweisen. Demnach ist in der Industrie zwischen 2008 und 2017 der gewichtete durchschnittliche Preis-
aufschlag um 17 Prozent angestiegen, wéahrend er bei den Dienstleistungen im selben Zeitraum um gut 14 Prozent
sank (Rn. 297 des XXIII. Hauptgutachtens). Die Bundesregierung begriifit den erneuten und ausgeweiteten Ein-
bezug der Preisaufschlige in die Analysen zur Konzentrationsberichterstattung. Die aktuellen Ergebnisse zeigen
nach Ansicht der Bundesregierung, dass insbesondere die Entwicklung im Industriesektor weiter genau beobach-
tet werden sollte. Auch die Einschitzung der Monopolkommission hinsichtlich eines grundsitzlich weiterbeste-
henden Forschungsbedarfs zur Klarung der Ursache ansteigender Preisaufschlige wird geteilt.

28. Die Bundesregierung dankt der Monopolkommission fiir ihre Analysen zur Unternehmenskonzentration
im Rahmen des gesamten zweiten Kapitels des XXIII. Hauptgutachtens. Die Analysen zeigen in erster Linie zent-
rale Entwicklungen auf, die es weiter zu verfolgen gilt. Der Wettbewerbsrahmen in Deutschland ist — auch infolge
seiner regelmifBigen Anpassung an aktuelle Entwicklungen — aktuell addquat ausgestaltet, sodass sich aus den
Analysen nach Ansicht der Bundesregierung keine dringenden wettbewerbsrechtlichen Handlungserfordernisse
ableiten lassen.

lll.  Wirdigung der kartellrechtlichen Entscheidungspraxis

29. Die Monopolkommission wiirdigt in ihrem XXIII. Hauptgutachten im Kapitel zur kartellrechtlichen Ent-
scheidungspraxis zundchst die 10. GWB-Novelle. Im Anschluss daran entwickelt sie auf Basis der deutschen und
europdischen kartellrechtlichen Entscheidungspraxis im Berichtszeitraum Handlungsempfehlungen.

A. Allgemeine Entwicklungen im Berichtszeitraum

30. Zur 10. GWB-Novelle stellt die Monopolkommission heraus, dass ein Fokus fiir die Gesetzesnovellierung
im Umgang mit den Besonderheiten der Digitalokonomie liegt. Das betrifft insbesondere die Missbrauchsaufsicht
(siche Rn. 9).

31. Im Rahmen der Wiirdigung der im Zuge der 10. GWB-Novelle partiell iiberarbeiteten Vorschriften der
formellen Fusionskontrolle befasst sich die Monopolkommission unter anderem mit der Anderung der fusions-
kontrollrechtlichen Aufgreifschwellen. Die Bundesregierung teilt die Einschidtzung der Monopolkommission,
dass es durch die Erhohung der Aufgreifschwellen nicht zu einer Verschlechterung der Wettbewerbsbedingungen
auf regionalen Mérkten kommen darf. Im Gegensatz zur Monopolkommission erachtet die Bundesregierung das
durch § 39a GWB neu eingefiihrte Aufgreifinstrument jedoch als geeigneten Ansatzpunkt. Die Regelung ermog-
licht eine gezielte Priifung solcher Erwerbe kleiner Zielunternehmen unterhalb der Aufgreifschwellen, bei denen
das Bundeskartellamt klare Hinweise auf wirtschaftlich relevante Wettbewerbsbeeintriachtigungen hat. Die Vor-
schrift schiitzt damit insbesondere kleine und mittlere Unternehmen und den von ihnen ausgehenden Wettbewerb.
§ 39a GWB kommt dabei nur eine ergénzende Funktion fiir bestimmte Wirtschaftszweige zu. In der Regel kann
mit dem bestehenden System der Fusionskontrolle die iberwiegende Zahl an Fillen erfasst werden.
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32. Die Monopolkommission referiert die vier im Berichtszeitraum durch das Bundeskartellamt untersagten
Zusammenschlussvorhaben und in diesem Zusammenhang die im Fall Miba/Zollern erteilte Ministererlaubnis.
Die Bundesregierung weist darauf hin, dass die Ministererlaubnis nur in Ausnahmefillen erteilt wird und hohe
Anforderungen an die Gemeinwohlgriinde gestellt werden. Diese Anforderungen sind im Fall Miba/Zollern durch
die strengen Nebenbestimmungen gegeben, die den Gemeinwohlgrund ,,Know-how und Innovationspotential fiir
Energiewende und Nachhaltigkeit™ erfiillen und absichern.

B. Spezifische Probleme der Kartellrechtsanwendung

33. In dem Unterkapitel zu ,,spezifischen Problemen der Kartellrechtsanwendung® adressiert die Monopol-
kommission insbesondere die Besonderheiten wettbewerbsrechtlicher Verfahren mit Bezug zu digitalen Mérkten.

34.  Als Beispiel nennt die Monopolkommission die Frage der Marktabgrenzung und - beherrschung auf zwei-
seitigen Markten. Hintergrund fiir diese Betrachtung sind zwei Urteile des Bundesgerichtshofs zu sogenannten
Werbeblockern. Dariiber hinaus hebt die Monopolkommission das Missbrauchsverfahren ,,Google Android®, das
zwischen 2015 und 2018 von der Europdischen Kommission gefiihrt wurde, hervor. Der Fall zeige, dass Abhilfe-
malnahmen, welche die Abstellung eines missbrauchlichen Verhaltens verfiigen, ohne wettbewerbliche Wirkung
bleiben diirften, sofern die Marktstruktur bereits geschadigt sei. Hintergrund sei, dass die Vorteile, die Google aus
dem vorgeworfenen Missbrauch auf dem Markt fiir allgemeine Suchdienste ziehen konnte, sich nicht durch Ab-
hilfemaBBnahmen neutralisieren lieBen (so am Beispiel der Plattformmaérkte fiir Suchdienste).

35. Die von der Monopolkommission benannten und andere Verfahren waren Anlass fiir Debatten iiber die
Modernisierung des Wettbewerbsrechts vor dem Hintergrund der Plattformdkonomie. Zwischenzeitlich haben
sich die Gesetzgeber den Herausforderungen digitaler Markte gestellt. In Deutschland ist mittlerweile das GWB-
Digitalisierungsgesetz in Kraft getreten (siche Rn. 9) und auf europdischer Ebene befindet sich das Gesetzge-
bungsverfahren zum Digital Markets Act in vollem Gange (siche Rn. 10). Beide Gesetzesinitiativen zielen insbe-
sondere darauf ab, ein frithzeitiges Einschreiten gegeniiber marktschidigendem Verhalten zu ermoglichen, um so
rechtzeitig sicherstellen zu kdnnen, dass Mérkte bestreitbar bleiben.

36. Der Monopolkommission ist grundsitzlich zuzustimmen, dass Vorabentscheidungsersuchen zum Europé-
ischen Gerichtshof einen wichtigen Beitrag zur einheitlichen Rechtsanwendung leisten. Die Bundesregierung teilt
aber nicht die Auffassung der Monopolkommission, dass Verwaltung und nationale Gerichte die Vorgaben des
Européischen Rechts nicht ausreichend berticksichtigen.

37. Dem Gesetzesvorschlag der Monopolkommission fiir einen neuen § 96 GWB, der eine Feststellungspflicht
des letztinstanzlichen Gerichts im Hinblick auf die ,,Anwendbarkeit™ der Artikel 101, 102 des Vertrages iiber die
Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) statuieren soll, fehlt aus Sicht der Bundesregierung bereits die
erforderliche Klarheit. Vor dem Hintergrund des Sinns und Zwecks der Regelung stellt sich die Frage, ob das
letztinstanzliche Gericht tatsdchlich lediglich die grundsitzliche Anwendbarkeit von Artikel 101, 102 AEUV
(d. h. den grenziiberschreitenden Bezug) feststellen soll oder es eher um die Feststellung geht, ob eine Zuwider-
handlung gegen das europiische Recht vorliegt. Aus Sicht der Bundesregierung ist zweifelhaft und es wird auch
nicht durch die Monopolkommission erldutert, inwieweit das Ziel einer einheitlichen Entwicklung des Unions-
rechts durch die bloBe Feststellung der Anwendbarkeit von Artikel 101, 102 AEUV im Sinne einer Feststellung
des grenziiberschreitenden Bezugs erreicht werden kann. Die Pflicht zur eigenstindigen Feststellung einer Zuwi-
derhandlung gegen Artikel 101, 102 AEUV dagegen ginge iiber den Priifungsumfang des Rechtsmittelgerichts
deutlich hinaus. Letztlich wire eine solche Regelung aber auch nicht erforderlich, denn das Bundeskartellamt und
die deutschen Zivilgerichte sind im Anwendungsbereich der Artikel 101, 102 AEUV schon dem Gesetz nach
verpflichtet, das europdische Recht neben dem nationalen Recht anzuwenden, wenn ein Sachverhalt mit grenz-
iiberschreitendem Bezug vorliegt. Das Bundeskartellamt oder die Zivilgerichte sind jedoch nicht verpflichtet, al-
lein zur Priifung der Anwendung des européischen Rechts ergédnzende Ermittlungen durchzufiihren oder Feststel-
lungen zu treffen, wenn der Fall ansonsten bereits nach nationalem Recht entscheidungsreif ist. Es spricht nichts
dafiir, eine entsprechende Pflicht nun ausgerechnet dem letztinstanzlich entscheidenden Gericht aufzuerlegen,
zumal dieses zu eigenen Tatsachenfeststellungen als Revisionsgericht nicht in der Lage ist und daher allein zur
Klarung des Eingreifens des Unionsrechts ggf. zuriickverweisen miisste. Auch in diesem Punkt ist jedoch dem
grundrechtlich geschiitzten Interesse der Parteien an einer ziigigen Sachentscheidung der Vorrang einzurdumen
gegeniiber dem Interesse an einer Fortentwicklung des Unionsrechts. Wird eine Entscheidung dagegen (jeden-
falls) auf strengeres nationales Recht gestiitzt, so besteht schon keine Verpflichtung, die Anwendbarkeit des Ar-
tikel 102 AEUV auszuschliefen. Der Vorschlag der Monopolkommission fiir einen neuen § 96 GWB ist in seiner
derzeitigen Form daher abzulehnen.
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38. Auch im XXIII. Hauptgutachten setzt sich die Monopolkommission wieder mit den Wettbewerbsbedin-
gungen im Sport auseinander. So bewertet sie — wie die Bundesregierung auch — die Entscheidung des Bundes-
kartellamtes, die zu Lockerungen bei den individuellen Werbemoglichkeiten von deutschen Athletinnen und Ath-
leten bei Olympischen Spielen gefiihrt hat, als grundsétzlich begriiBenswert. Diese Entscheidung hatte auch iiber
die Grenzen Deutschlands hinaus positive Effekte fiir Athletinnen und Athleten, da sich andere Nationale Olym-
pische Komitees (NOK) veranlasst sahen, die Beschrankungen fiir WerbemaBnahmen ihrer eigenen Athletinnen
und Athleten zu lockern. Kritisch bewertet die Monopolkommission allerdings, dass die Entscheidung des Bun-
deskartellamtes nur fiir deutsche Athletinnen und Athleten gilt und damit zu einer Ungleichbehandlung sowie zu
Fragmentierungen innerhalb der Européischen Union fithren kann. Vor diesem Hintergrund hélt es die Monopol-
kommission fiir geboten, in derartigen Féllen — zumindest EU-weit — fiir gleiche Bedingungen zu sorgen. So
konnte aus Sicht der Monopolkommission ein Tatigwerden seitens der Européischen Kommission angezeigt sein.
Diese sollte auch priifen, ob der Erlass von Leitlinien fiir die Anwendung des europédischen Wettbewerbsrechts
auf den Sportsektor in Betracht kommt. Hinsichtlich der Beschrankung der Zusagenentscheidung des Bundeskar-
tellamtes nur auf deutsche Athletinnen und Athleten ist darauf hinzuweisen, dass das Bundeskartellamt im Rah-
men des ihm zustehenden Ermessens zum einen den Ermittlungsaufwand und den hiervon zu erwartenden Nutzen
und zum anderen die sich aus einer Vorfeldwirkung ergebenden Folgen fiir die wettbewerbliche Situation der
Athleten in anderen Mitgliedstaaten der Européischen Union bei den Verhandlungen iiber eine Verfahrensbeen-
digung nach § 32b GWB berticksichtigen kann. Der Ermittlungsaufwand wire dadurch erhdht gewesen, dass die
NOKs in anderen Mitgliedstaaten der Europdischen Union andere Vorgaben beziiglich Werbemafilnahmen ma-
chen, die Athletenforderung unterschiedlich ist und die NOKSs anders organisiert sind. Dagegen war der mogliche
zusétzliche Nutzen des Verfahrens im Fall einer solchen Erweiterung nach Einschitzung des Bundeskartellamts
eher gering, da die meisten Athletinnen und Athleten vor allem in ihren eigenen Landern bekannt sind und Wer-
bemaBnahmen, die ausschlieflich auf ein anderes Land beschridnkt sind, demnach nur fiir wenige in Betracht
kommen diirften. Zudem hétte der erhdhte Ermittlungsaufwand den Abschluss des Verfahrens und damit die un-
mittelbar fiir die deutschen Athletinnen und Athleten geltenden Lockerungen verzogert.

39. Der Erlass von Leitlinien fiir die Anwendung des Kartellrechts im Sportsektor durch die Europédische Kom-
mission diirfte hingegen wenig zielfiihrend sein. Auch wenn Leitlinien einige Abwégungsgrundsétze darstellen
konnen, sind sie dennoch ihrer Natur nach eher allgemein und kénnten die Besonderheiten der einzelnen Verbénde
nicht hinreichend widerspiegeln. Insbesondere angesichts der unausgeglichenen Machtverhédltnisse zwischen den
groBen Sportverbéanden auf der einen Seite und den Athleten auf der anderen Seite wére zu erwarten, dass die auf
Grundlage eines solchen Leitfadens getroffenen Regelungen hinter den Ergebnissen konkreter Verfahren zuriick-
bleiben wiirden. Auch wiirde die Erarbeitung solcher Leitlinien zu lange dauern und fiir viele derzeit aktive Ath-
letinnen und Athleten, die vor allem auf eine baldige Verbesserung ihrer Einnahmemdoglichkeiten angewiesen
sind, vermutlich zu spit kommen.

40. Das Bundeskartellamt genehmigte im Berichtszeitraum eine Kooperation der Deutschen Telekom und
EWE fiir den gemeinsamen Ausbau von Glasfaseranschlussnetzen in Nordwestdeutschland. Hierbei machten die
beteiligten Unternehmen Zusagen, um den mit der Griindung des Gemeinschaftsunternehmens einhergehenden
Wettbewerbsbeschrankungen entgegenzuwirken. Diese sind auch aus Sicht der Monopolkommission grundsétz-
lich zu diesem Zweck geeignet. Jedoch spricht sie sich dafiir aus, dass zukiinftig bei dhnlich gelagerten Fllen
dahin gehende Zusagen erwirkt werden, dass solche Gebiete, die auch ohne Kooperation erschlie3bar sind, von
der Kooperation ausgenommen werden, um den Ausbauwettbewerb zu stiarken.

41.  Aus Sicht der Bundesregierung konnen Kooperationen einen wichtigen Beitrag zum ziigigen Ausbau mit
Glasfaser-Infrastrukturen leisten, da sie die Nutzung von Synergien ermoglichen. Sie flankieren damit das politi-
sche Ziel, eine leistungsfahige, zukunftsfeste digitale Infrastruktur in Deutschland flachendeckend verfiigbar zu
machen. Auch das novellierte Telekommunikationsgesetz sieht Regulierungserleichterungen vor, wenn markt-
michtige Unternehmen Kooperationsvereinbarungen mit Wettbewerbern schlieBen und gleichzeitig iiber Ver-
pflichtungszusagen der Zugang fiir Dritte zu offenen, angemessenen, transparenten und nichtdiskriminierenden
Bedingungen gewdhrleistet ist.

42. Indiesem Zusammenhang stellt die Bundesregierung fest, dass in der Realitét ein Parallelausbau von Glas-
fasernetzen in Deutschland in aller Regel unwirtschaftlich ist und daher abgesehen von besonderen Ausnahme-
konstellationen auch tatsdchlich nicht stattfindet. Die sehr hohen Ausbaukosten nehmen zwar bei zunehmender
Besiedlungsdichte erheblich ab. Doch liegen gerade in den sehr dicht besiedelten Gebieten, die fiir einen Paral-
lelausbau noch am ehesten in Betracht kdmen, gigabitfidhige Kabelnetze vor, die {iber erhebliche Leistungsreser-
ven verfiigen. Neben einem derart leistungsfahigen Kabelnetz und einer (in vielen Fillen heute noch gar nicht
existierenden) ersten gigabitfdhigen Glasfaseranschlussinfrastruktur ist ein Ausbau einer weiteren, dann dritten
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gigabitfahigen Anschlussinfrastruktur jedoch allenfalls noch in sehr besonderen Ausnahmekonstellationen zu er-
warten. Das Oberlandesgericht Diisseldorf hat im September 2021 die Entscheidung des Bundeskartellamts auf-
gehoben. Die Verpflichtungszusagen fiihrten nicht zu einer Verbesserung des Wettbewerbs. Das Bundeskartell-
amt hat Nichtzulassungsbeschwerde beim Bundesgerichtshof gegen die Entscheidung des Oberlandesgerichts
Diisseldorf eingelegt.

43.  Erneut befasst sich die Monopolkommission mit der Zentralvermarktung von FuBball-Ubertragungsrech-
ten. Nach den Ubertragungsrechten fiir die UEFA Champions League im XXII. Hauptgutachten wendet sie sich
im XXIII. Hauptgutachten der Vermarktung der Rechte an Bundesliga-Spielen zu. Hintergrund ist, dass das Bun-
deskartellamt das Vermarktungsmodell der Ubertragungsrechte der Spielzeiten ab 2021/2022 auf Basis vorliufi-
ger Ermittlungen gebilligt hat. Die Monopolkommission kritisiert allerdings, dass in der Entscheidung der einge-
schrinkte Preiswettbewerb nicht hinreichend thematisiert wird. Sie empfiehlt daher, dass die 6konomischen Aus-
wirkungen der Zentralvermarktung insgesamt systematischer erfasst werden.

44. Die Bundesregierung sieht das Ziel des Verbots des Alleinerwerbsverbots von Ubertragungsrechten von
Bundesliga-Spielen darin, dass dadurch Wettbewerb gefordert wird und Anreize fiir Newcomer in diesem Markt
geschaffen werden. Mit Blick auf den Preiswettbewerb und die Frage, ob mit moglicherweise iiberhdhten Preisen
Wohlfahrtsverluste einhergehen, gibt die Bundesregierung folgende Aspekte zu bedenken: Bei einer kostenseiti-
gen Betrachtung stellt sich die Frage, welche Kosten des Produkts ,,.Bundesliga“ und dessen medialer Vermark-
tung insgesamt beriicksichtigt werden miissten. Zudem miissen die Erlose der Deutschen Fufiball-Liga (DFL)
durch die Rechtevermarktung im Zusammenhang mit der Finanzierung der FuB3ballklubs gesehen werden. Denn
die von der DFL erzielten Erlose werden an die Klubs der ersten Bundesliga und zweiten Bundesliga verteilt und
stellen deren wichtigste Einnahmequelle dar. Nach dem DFL-Wirtschaftsreport 2020 machen die Erlose aus der
Rechtevermarktung rund ein Drittel der Gesamteinnahmen aus, gefolgt von Werbeeinnahmen mit rund 20 Pro-
zent. Der Verbrauchernutzen aus dem Produkt Bundesliga l4sst sich nicht nur an den Preisen fiir Abos bemessen.
Er diirfte daneben von vielfdltigen Faktoren abhingen, unter anderem von der Qualitit der FuBBballspiele — die
auch von finanzierungsbediirftigen Spielertransfers abhéngt — und ggf. auch von der Frage, welche Rolle Inves-
toren als Geldgeber fiir Fulballklubs spielen.

45.  Weiterhin setzt sich die Monopolkommission mit dem Thema ,,Bestpreis-Klauseln* auseinander (Fall von
Booking.com). In diesem Fall hat der Bundesgerichtshof mittlerweile die Entscheidung des Bundeskartellamtes,
dass sogenannte ,,enge Bestpreisklauseln™ kartellrechtswidrig sind, bestitigt und damit die Entscheidung des
Oberlandesgerichts Diisseldorf aufgehoben. So beschrinken aus Sicht des Bundesgerichtshofs enge Bestpreis-
klauseln den Wettbewerb beim Anbieten von Hotelzimmern. Es ist davon auszugehen, dass sich das Urteil des
Bundesgerichtshofs auch auf andere Bereiche auswirkt. Es zeigt zudem, dass die Instrumente des Wettbewerbs-
rechts auch in diesem Bereich wirken und ein generelles Verbot — was von der Monopolkommission abgelehnt
wird — nicht erforderlich ist. Die Bundesregierung stellt dariiber hinaus fest, dass auch ohne enge Bestpreisklau-
seln ein dauerhafter und wirtschaftlich erfolgreicher Betrieb des Hotelportals mit Investitionen zur Férderung des
Angebots moglich ist. In diesem Zusammenhang dankt sie dem Bundeskartellamt, das hierzu in dem Verfahren
Nachermittlungen durchgefiihrt und dabei auch festgestellt hat, dass das Trittbrettfahrerverhalten in diesem Be-
reich nur eine marginale Bedeutung hat.

46.  SchlieBlich befasst sich die Monopolkommission mit dem behdrdlichen Instrument der Zusagenentschei-
dung, um Kartell- und Missbrauchsverfahren frithzeitig im Konsens mit den Beteiligten zu beenden. Vor dem
Hintergrund einer Entscheidung des Bundesgerichtshofs von Juni 2018 (gemeinsame Rundholzvermarktung in
Baden-Wiirttemberg) schliagt die Monopolkommission vor, die Wiederaufnahmegriinde in § 32b Absatz 2 GWB
um einen Widerrufsvorbehalt zu ergénzen. In der Vorschrift sollte zum Ausdruck kommen, dass ein Widerruf nur
insoweit in Betracht kommt, als die mit den Verpflichtungszusagen bezweckten, aber letztlich nicht erreichten
Wirkungen bereits im Einzelnen in der Zusagenentscheidung genannt sind.

C. Datengestiitzte Analysen im Berichtszeitraum

47. Die Bundesregierung begriiit und stiitzt die Einschitzung der Monopolkommission zur wichtigen Rolle
datengestiitzter Analysen in der Fallpraxis des Bundeskartellamtes. Evidenzbasierte quantitative Erkenntnisse
konnen zuséitzliche Hinweise auf wettbewerbliche Zusammenhénge liefern, die bei einer rein qualitativen Be-
trachtung nicht erkennbar wéren. Natiirlich setzt der Einsatz aufwendigerer quantitativer Methoden aber voraus,
dass insbesondere geeignete Daten und ausreichende Kapazitit fiir die Analyse zur Verfligung stehen. Die im
Rahmen der 10. GWB-Novelle beschlossene Verlangerung der Frist fiir die Durchfiihrung von Hauptpriifverfah-
ren von bisher vier auf fiinf Monate erfolgte gerade auch vor dem Hintergrund gestiegener Analyseanforderungen
und in der Praxis deshalb bereits regelméBig verlangerter Fristen.
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IV. Chinas Staatskapitalismus: Herausforderung fiir die europaische Marktwirtschaft

48. Die Bedeutung der Volksrepublik China fiir die Weltwirtschaft ist in den vergangenen Jahren weiter ge-
stiegen. So ist der Anteil am weltweiten Warenexport Chinas seit dem Beitritt des Landes zur Welthandelsorga-
nisation (World Trade Organization, WTO) bis 2018 von 7 auf 17 Prozent gestiegen (zum Vergleich: der Anteil
der Europédischen Union am weltweiten Warenexport im gleichen Zeitraum ist von 18 auf 15 Prozent gefallen).
Durch den Aufstieg Chinas, unter anderem in Kombination mit seinen wettbewerbsverzerrenden Wirtschaftsprak-
tiken ist es zu Importkonkurrenz und Anderungen der Wirtschaftsstruktur in vielen Léndern als Folge gekommen.
Gleichzeitig ist China nach den USA der zweitgroBBte Handelspartner der EU und auch von Deutschland. Fiir
China ist die Européische Union nach ASEAN? der zweitgroBte Handelspartner. Allerdings gibt es Unterschiede
zwischen dem Waren- und Dienstleistungshandel. Das Warenhandelsvolumen mit China ist deutlich groBer als
das Dienstleistungshandelsvolumen. Beim Handel mit Waren liegt ferner ein Uberschuss zugunsten Chinas vor,
wihrend beim Handel mit Dienstleistungen die Europdische Union einen Uberschuss erzielt.

49. Das Wirtschaftsmodell Chinas kann als ,,hybrides Modell“ bezeichnet werden, weil es markt- und plan-
wirtschaftliche Elemente bei insgesamt umfassenden staatlichen Steuerungs-, Einwirkungs- und Kontrollmog-
lichkeiten auf das Wirtschaftsgeschehen miteinander verkniipft. Wie auch die Monopolkommission treffend in
ihrem XXIII. Hauptgutachten ausfiihrt, kommt der zentralstaatlichen Wirtschaftsplanung und - steuerung durch
den Staat bzw. die Kommunistische Partei Chinas (KPCh) eine bedeutende Rolle zu. Dies zeigt sich unter anderem
an der starken Rolle der Fiinf-Jahres-Pléne, der Strategie ,,Made in China 2025 sowie an der ,,Belt and Road-
Initiative* (,,Neue Seidenstrafle). Staatliche Institutionen und die Partei haben umfassende Eingriffsrechte in das
Wirtschaftsgeschehen. Dabei sind die Staatsunternehmen (state-owned entreprises, SOE) ein wichtiges Instru-
ment der chinesischen Fiihrung, um die Wirtschaft zu kontrollieren. Ihr Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt wird
auf ein Drittel bis zur Hélfte geschitzt. Die Bedeutung der SOEs hat seit dem Amtsantritt von Chinas Staatspré-
sident Xi wieder zugenommen. Der chinesische Staat iibt zudem auch starken Einfluss auf private Unternehmen
aus und es gibt zahlreiche Restriktionen fiir ausldndische Unternehmen auf dem chinesischen Markt.

50. Die Bundesregierung teilt die Einschitzung der Monopolkommission, dass durch das chinesische Wirt-
schaftsmodell fiir die Européische Union Herausforderungen unter wettbewerblichen Gesichtspunkten entstehen.
Durch die chinesische Wirtschafts- und Industriepolitik entstehen Wettbewerbsverzerrungen zulasten européi-
scher Unternehmen auf dem chinesischen Markt, auf dem europdischen Binnenmarkt und auf Drittméirkten. Wie
auch die Monopolkommission in ihrem XXIII. Hauptgutachten herausstellt, spielen hierbei Subventionen eine
besondere Bedeutung, von denen sowohl staatliche als auch private Unternehmen profitieren. Diese konnen zu
Wettbewerbsvorteilen fiir chinesische Unternehmen gegeniiber nicht subventionierten Unternehmen fiihren.

51. Um den Wettbewerbsnachteilen von europédischen Unternehmen zu begegnen, werden Anpassungen im
AuBenwirtschafts- und Wettbewerbsrecht diskutiert, mit denen sich die Monopolkommission in ihrem
XXIII. Hauptgutachten eingehend auseinandersetzt. Die Monopolkommission weist darauf hin, dass das Anti-
dumpinginstrument schon teilweise auf die Besonderheiten des chinesischen Wirtschaftsmodells ausgerichtet ist.
Insgesamt sieht sie keinen Handlungsbedarf im Bereich des Antidumpingrechts mit Blick auf den Umgang mit
China. Sie spricht sich allerdings dafiir aus, dass der Schutz des Wettbewerbs bei der Anwendung des Antidum-
pingrechts in Zukunft stirker ins Gewicht fallen sollte, damit die positiven Effekte fiir Verbraucherinnen und
Verbraucher durch einen Preiswettbewerb erhalten werden. Auch beim Antisubventionsrecht sicht die Monopol-
kommission einen eher industriepolitischen Schwerpunkt mit der Folge, dass den positiven Wirkungen von Sub-
ventionen in Form von niedrigeren Importpreisen weniger Bedeutung beigemessen wird. Im Rahmen der Priifung
des sogenannten Unionsinteresses berticksichtigt die Europdische Kommission die Belange der betroffenen euro-
pdischen Wirtschaftszweige. Dabei geht es auch um die Interessen der Verwenderindustrie und privater Endver-
braucher der von den Antidumpingmafnahmen betroffenen Produkte. Handelsverzerrende Auswirkungen auf
dem européischen Binnenmarkt durch die AntidumpingmaBnahmen sollen verhindert werden. Wie die Monopol-
kommission selbst erwéhnt, beriicksichtigt die Europdische Kommission bei ihrer Priifung auch wettbewerbliche
Bedenken, wenn diese von den betroffenen Marktteilnehmern vorgebracht werden. Schlussendlich bleiben Anti-
dumpingmafnahmen aber ein handelspolitisches Schutzinstrument und es geht zunédchst um den Schutz des ge-
schadigten Wirtschaftszweigs in der Europédischen Union. Eine Anpassung des Textes der Antidumping Grund-
verordnung bedarf es aus Sicht der Bundesregierung an dieser Stelle daher nicht.

52.  In ihrem Gutachten erortert die Monopolkommission im Weiteren, inwieweit die Wettbewerbsregeln der
Europdischen Union (insbesondere Artikel 101 und 102 AEUV) auf das Verhalten von Unternehmen aus Dritt-
staaten anwendbar sind. Im Ergebnis stellt sie dar, dass bei der Beurteilung der Marktstellung von Unternehmen

2 Vereinigung siidostasiatischer Linder (Association of Southeast Asian Nations)
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(in der Missbrauchs- und Fusionskontrolle) zwar auch beriicksichtigt werden kann, dass sich ein Drittstaat hinter
dem Unternehmen verbirgt. Dennoch setzt das geltende Recht der Beriicksichtigung der Gegebenheiten im Dritt-
staat bei der Beurteilung, ob ein unternehmerisches Verhalten gegen das Missbrauchs- oder Kartellverbot ver-
stoBit, enge Grenzen.

53. Die Aktivititen von Unternehmen, die durch den chinesischen Staat kontrolliert oder durch ihn finanziert
werden, kdnnen auch die Marktstrukturen im europdischen Binnenmarkt beeinflussen. So unterliegt die drittstaat-
liche Subventionierung eines Unternehmenserwerbs bisher keiner beihilferechtlichen Uberpriifung. Als mégli-
ches Instrument, um diesem Umstand Rechnung zu tragen, wird die Investitionskontrolle diskutiert. Die Mono-
polkommission weist darauf hin, dass die Investitionskontrolle primér auf den Schutz der 6ffentlichen Sicherheit
und Ordnung ausgerichtet ist und darauf auch beschrinkt bleiben sollte. Demnach sei ein industriepolitischer
Einsatz zu vermeiden. Diese Einschitzung teilt die Bundesregierung. Aus Sicht der Bundesregierung soll die
Investitionskontrolle das Prinzip der offenen Volkswirtschaft nicht infrage stellen. Sie wird daher eingesetzt, um
die offentliche Ordnung oder Sicherheit bzw. wesentliche Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik Deutschland
bei Erwerben inldndischer Unternehmen durch unionsfremde bzw. auslidndische Erwerber zu gewihrleisten. Die
Investitionskontrolle darf nicht zu rein industriepolitischen Zwecken eingesetzt werden. Industrielle Forschung
und Entwicklung sowie Produktion koénnen dort geschiitzt werden, wo diese zur Versorgung der Bundesrepublik
Deutschland mit sicherheitskritischen Giitern erforderlich sind oder wo ein Abfluss von Produktion oder Techno-
logie deutsche Sicherheitsinteressen gefahrdet. Eine solche Gefiahrdung ist im Einzelfall von der Bundesregierung
zu belegen. Die Europédische Kommission beriicksichtigt in der EU-Screening-Verordnung (VO EU 2019/452)
ausdriicklich ,,Schliisseltechnologien®. Mit dem Hinweis auf die ,,Schliisseltechnologien® steht fest, dass indust-
riepolitische Erwédgungen in der Investitionskontrolle eine Rolle spielen kdnnen, wo sie sich mit sicherheitspoli-
tischen Erwigungen decken. Wirtschaftliche Abhingigkeit in bestimmten Sektoren oder im Bereich bestimmter
Technologien kann auch die politische Integritit der europédischen Gemeinschaft gefdhrden. Die Mitgliedsstaaten
der Européischen Union sollen hierbei die Priifbefugnisse vollumfinglich ausnutzen, um Risiken infolge be-
stimmter strategisch motivierter Ubernahmen zu minimieren. Ein Ausverkauf von Teilbereichen der europiischen
Industrie kann als Gefidhrdung der 6ffentlichen Sicherheit oder Ordnung angesehen werden. Der Schutz von tech-
nologischer Souverénitat ist dabei ein wichtiges Ziel der Bundesregierung.

54. Die Monopolkommission befasst sich auch mit dem Sonderthema der Beriicksichtigung drittstaatlicher
Kontrolle bzw. Finanzierung bei mitgliedstaatlichen Beschaffungsvorgingen. Sie erldutert, dass die bestehenden
Regelungen in diesem Bereich dem doppelten Ziel, Verzerrungen auf den européischen Beschaffungsmaérkten zu
vermeiden und einen Beitrag zur Wahrung der Gegenseitigkeit beim Zugang zu auslidndischen Beschaffungs-
mérkten zu leisten, dienen. Allerdings kdnne dem Umstand, dass ein Bieter staatlicher Kontrolle bzw. Finanzie-
rung unterliegt und seine Gebote deshalb moglicherweise nach anderen als marktwirtschaftlichen Kriterien abgibt,
im bestehenden Rechtsrahmen nicht einheitlich Rechnung getragen werden. Es gebe vielmehr eine Vielzahl un-
terschiedlicher Regelungen, wodurch eine uniibersichtliche Gemengelage entstehe. Daher ist es aus Sicht der Mo-
nopolkommission fraglich, ob so ein wirksamer Schutz der Chancengleichheit bei staatlich verursachten Wettbe-
werbsverzerrungen tatsdchlich gewédhrleistet werden kann.

55. Im Ergebnis ihrer Analyse stellt die Monopolkommission fest, dass der Schutz europdischer Unternehmen
vor Wettbewerbsnachteilen nach den bestehenden Regeln liickenhaft ist. Dies sei insbesondere der Fall, wenn
Drittstaaten Subventionen leisten, durch welche Unternehmen bei ihrer Tétigkeit in der Européischen Union einen
Wettbewerbsvorteil gegeniiber nicht drittstaatlich subventionierten Unternehmen haben und in der Folge Markt-
anteile zulasten dieser Wettbewerber gewinnen konnen. Durch den bestehenden Rechtsrahmen nicht abgedeckte
Wettbewerbsnachteile fiir europdische Unternehmen seien zum Beispiel dann anzunehmen, wenn drittstaatlich
subventionierte Unternehmen zur Umgehung von Antidumping- oder Ausgleichszdllen ihre Produktion in die
Europdische Union verlagern und die Produkte hier vertreiben. Dies gilt ebenso, wenn sie subventionierte Dienst-
leistungen erbringen, da Dienstleistungen im Gegensatz zu Waren iiber das aulenwirtschaftliche Instrumentarium
nicht erfasst seien. Einen weiteren Wettbewerbsnachteil erkennt die Monopolkommission, wenn drittstaatlich
subventionierte Unternehmen aufgrund der Subvention bei Unternehmenserwerbs- oder Beschaffungsvorgéngen
bessere Angebote als ihre nicht subventionierten Mitbewerber abgeben kdnnen. Sie weist darauf hin, dass die
Europédische Union auch von den Subventionen profitieren kann, die durch den chinesischen Steuerzahler finan-
ziert werden und die unter Umstéinden zu niedrigeren Preisen fiir Konsumgiiter fithren. Dennoch wiirde dadurch
das durch die européischen Vertrige geprigte Wettbewerbsverstindnis von Chancengleichheit der Unternehmen
im Binnenmarkt verletzt. Die fiir diesen Zweck geschaffene Beihilfekontrolle geméll Artikel 107 ff. AEUV sei
auf die drittstaatlichen Unterstlitzungsmafinahmen nicht anwendbar. Auf Basis dieser Erkenntnisse stellt die Mo-
nopolkommission regulatorische Liicken fest.
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56. Die Monopolkommission befiirwortet vor diesem Hintergrund die Einfiihrung eines Drittlandbeihilfein-
struments, mit dem drittstaatliche Subventionen und mitgliedstaatliche Beihilfen weitgehend gleichgestellt wiir-
den. Im Gegensatz zur Europédischen Kommission spricht sich die Monopolkommission fiir ein einheitliches In-
strument (ohne Aufgliederung in mehrere Teilinstrumente) aus.

57. Die Bundesregierung dankt der Monopolkommission fiir die ausfiihrliche Untersuchung und den hilfrei-
chen Vorschlag. Sie teilt die Einschéitzung, dass der geltende Rechtsrahmen der Europdischen Union Liicken im
Umgang mit Wettbewerbsverzerrungen aufweist, die durch drittstaatliche Subventionen im européischen Binnen-
markt verursacht werden konnen. Auch die Europdische Kommission hat den Regelungsbedarf erkannt. Sie hat
—nahezu zeitgleich zur Verdffentlichung des XXIII. Hauptgutachtens der Monopolkommission — im Sommer
2020 das WeiBbuch iiber die Gewéhrleistung fairer Wettbewerbsbedingungen bei Subventionen aus Drittstaaten
verdffentlicht. Die Bundesregierung hat zu diesem Weillbuch im November 2020 Stellung genommen und die
Initiative der Europdischen Kommission im Grundsatz begriiit, wobei sie auch die Erkenntnisse aus dem
XXIII. Hauptgutachten der Monopolkommission beriicksichtigt hat. Im Mai 2021 hat die Europdische Kommis-
sion auf der Basis der Konsultationen zum Weillbuch den Vorschlag fiir eine Verordnung zu wettbewerbsverzer-
renden Subventionen aus Drittstaaten im Binnenmarkt veréffentlicht, so dass die Diskussion in diesem Thema in
der Zwischenzeit bereits deutlich fortgeschritten ist. Im Bereich der 6ffentlichen Beschaffung verstehen sich die
vorgeschlagenen Regelungen als Ergdnzung zu dem Legislativvorschlag fiir ein Internationales Beschaffungs-
instrument (International Procurement Instrument, 1PI), auf das die Monopolkommission unter dem Aspekt der
Marktofthung ebenfalls hinweist. Auch hier sind die Beratungen auf européischer Ebene mit der Einigung im Rat
auf einen Kompromisstext am 2. Juni 2021 weit fortgeschritten.

58.  Weiterhin schldgt die Monopolkommission Anpassungen der Leitlinien zur Bewertung horizontaler Zu-
sammenschliisse vor. In den Fillen, wo sich Unternehmen zusammenschlieBen, die einem potenziellen Wettbe-
werb von drittstaatlichen Unternehmen ausgesetzt sein kdnnen, sollte stiarker beriicksichtigt werden, dass der
Markteintritt solcher Unternehmen von politisch-strategischen und nicht nur von wirtschaftlichen Erwigungen
abhingen kann. Die Bundesregierung teilt diese Auffassung. Ein fairer und unverfilschter Wettbewerb im euro-
pdischen Binnenmarkt ist fiir das Ziel der Wettbewerbsfahigkeit der Industrie von zentraler Bedeutung. Fiir au-
Bereuropdische Unternehmen miissen vergleichbare Regeln gelten wie fiir Unternehmen aus der Europdischen
Union. Auch aus Sicht der Bundesregierung sollten daher die Kommissionsleitlinien zur Bewertung horizontaler
Zusammenschliisse mit Blick auf die Beriicksichtigung potenziellen Wettbewerbs angepasst werden. Zugleich
begriilt die Bundesregierung die auf europdischer Ebene eingeleitete Reform der Bekanntmachung iiber die De-
finition des relevanten Marktes.

59.  SchlieBlich diskutiert die Monopolkommission neben dem Schutz des Wettbewerbs im europdischen Bin-
nenmarkt (Defensivinstrumente) auch MaBnahmen zum Schutz von européischen Unternehmen im Fall drittstaat-
lich verursachter Wettbewerbsverzerrungen und zur Durchsetzung europdischer Wettbewerbsprinzipien im Ver-
hiltnis zu Drittstaaten (Offensivinstrumente). Sie bewertet sogenannte ,,Abwehrfusionen* zum Schutz gegen dritt-
staatlich subventionierte Unternehmen kritisch, weil sie dhnliche wettbewerbliche Probleme aufwerfen konnen
wie Abwehr- oder Exportkartelle sowie Defensivbeihilfen (Einsatz von sogenannten matching clauses). Diese
Auffassung teilt die Bundesregierung. Mit Blick auf die Fusionskontrolle besteht aus Sicht der Bundesregierung
keine Notwendigkeit einer Anderung der bewihrten Prinzipien der Fusionskontrollverordnung. Gerade im Hin-
blick auf mogliche neuartige Gefdhrdungen des Wettbewerbs im Bereich der Digitalwirtschaft ist aus Sicht der
Bundesregierung indes eine verschérfte Fusionskontrolle bei Aufkéufen innovativer Unternehmen und insofern
eine Anderung der Fusionskontrollverordnung angezeigt.

60. FEine Mallnahme der Europdischen Union, um dem chinesischen Projekt ,,Neue Seidenstrale* (Belt and
Road Initiative) zu begegnen, ist die EU-Asien-Konnektivititsstrategie, die die bisherigen Ansétze der Européi-
schen Union zur Férderung von Konnektivitit insbesondere in den Bereichen Transport, Energie und Digitales
konzeptionell biindelt und bestehende Instrumente (Freihandelsabkommen, Standardisierung, Finanzierung) zu-
sammenfiihrt. Aus Sicht der Monopolkommission sollte die Europdische Union darauf achten, sich im Rahmen
der EU-Konnektivititsstrategie auf die Verfolgung gemeinsamer Interessen mit den betreffenden Drittstaaten zu
konzentrieren. Die Verfolgung des einseitigen Interesses an einer Forderung europdischer Unternehmen konne
die Entwicklung der Mirkte in den betreffenden Drittstaaten und damit auch die Heranfiihrung an den européi-
schen Binnenmarkt behindern. Die Bundesregierung teilt diese Sicht der Monopolkommission. Sie unterstiitzt die
europdische Strategie, die bei Forderung globaler Konnektivitit einen partnerschaftlichen Ansatz vorsieht, aus-
driicklich und geht davon aus, dass dieser Ansatz auch im Rahmen der seitens Kommissionspréasidentin von der
Leyen in ihrer Rede zur Lage der Europdischen Union im September 2021 angekiindigten neuen globalen EU-
Konnektivitétsstrategie Global Gateway gelten wird.
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61. Das EU-China Investitionsabkommen, auf welches sich die Européische Union und China am 30. Dezem-
ber 2020 politisch geeinigt haben, kann einen wichtigen Beitrag zu mehr Reziprozitit beim Marktzugang und zur
Angleichung der Wettbewerbsbedingungen leisten. Als atypisches Handelsabkommen mit begrenztem Anwen-
dungsbereich werden subventionsrelevante Fragestellungen allerdings nur am Rande behandelt. Vereinbart wor-
den ist unter anderem — aufbauend auf bereits bestehenden WTO-rechtlichen Verpflichtungen - eine Verbesserung
der Transparenz mit Blick auf die Subventionsgewéhrung im Dienstleistungsbereich.






Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, BessemerstraRe 83-91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 KdlIn, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de
ISSN 0722-8333



	Deutscher Bundestag Drucksache 20/760
	0. Vorwort 
	I. Aktuelle Probleme der Wettbewerbspolitik 
	A. Wettbewerb in der Corona-Krise 
	B. Missbrauchsaufsicht in der Plattformwirtschaft 
	C. Effiziente Struktur des deutschen Krankenhaussektors 

	II. Stand und Entwicklung der Unternehmenskonzentration in Deutschland 
	A. Stand und Entwicklung der aggregierten Unternehmenskonzentration 
	B. Entwicklung sektorübergreifender Marktmachtindikatoren 

	III. Würdigung der kartellrechtlichen Entscheidungspraxis 
	A. Allgemeine Entwicklungen im Berichtszeitraum 
	B. Spezifische Probleme der Kartellrechtsanwendung 
	C. Datengestützte Analysen im Berichtszeitraum 

	IV. Chinas Staatskapitalismus: Herausforderung für die europäische Marktwirtschaft 


